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Aktivitäten zeigten sich nicht als aussichtsreich, so dass der 
Paritätische Gesamtverband mit dem Praxisleitfaden über die 
rechtliche Situation aufklärt und Handlungsoptionen aufzeigt. 
Ziel des Leitfadens ist es, dass sich Soziale Träger ihrer Dop-
pelrolle als Mieter und Vermieter und der damit einhergehen-
den Rechte und Pfl ichten bewusst werden.
2. Broschüre: „Wohnungswirtschaft im Wandel – Soziale 

Dienstleister als Mieter und Partner”
Die Zielgruppe der Broschüre sind private Vermieterinnen 
und Vermieter sowie Beraterinnen und Berater bzw. Haus-
verwaltungen in der Wohnungswirtschaft. Mit der Broschüre 
sollen Soziale Träger als zuverlässige Partner für die Woh-
nungswirtschaft vorgestellt werden. 

Zum Schluss: Eigentum verpfl ichtet. Sein Gebrauch soll 
zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. (Grund-
gesetz, Artikel 14)
In London sind nach dem Feuer im Grenfell Tower viele Mieter 
obdachlos geworden. Erst zwölf Haushalte haben ein neues 
Heim gefunden. Da fällt es besonders negativ auf, dass in 
den benachbarten Stadtteilen Kensington und Chelsea genau 
1652 Wohnungen leer stehen, wie sich aus einer offi ziellen 
Liste ergibt, die den Weg zum „Guardian“ fand. Die Immobi-

lien gehören Reichen wie dem einstigen New Yorker Bürger-
meister Michael Bloomberg. (Handelsblatt, Morning Briefi ng, 
2. August 2017)
Aber auch in unserem reichen Land sei die Frage erlaubt, ob 
das Wohneigentum ausreichend dem Wohl der Allgemeinheit 
dient.

Sabine Bösing
ist Referentin im Bereich Behindertenpolitik und Soziale 
Psychiatrie und verantwortlich für das Projekt „Inklusion 

psychisch kranke Menschen im Bereich Wohnen bewegen“ 
beim Paritätischen Wohlfahrtsverband – Gesamtverband in 

Berlin
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Praxis

Housing First – 
innovativer Ansatz, gängige Praxis oder schöne Illusion?1

Teil 2: Was ist innovativ am Housing-First-Ansatz, ist er bereits Mainstream in Housing-First-Ansatz, ist er bereits Mainstream in Housing-First
Deutschland, und wenn es aber doch keine Wohnungen gibt?

Volker Busch-Geertsema

Im ersten Teil dieses Beitrages, der im Heft 1/2017 der woh-
nungslos erschienen ist, wurde der nungslos erschienen ist, wurde der nungslos Housing-First-Ansatz vor-Housing-First-Ansatz vor-Housing-First
gestellt und es wurden Belege für seine Wirksamkeit präsen-
tiert. In diesem zweiten Teil soll es darum gehen, was daran 
innovativ für Deutschland ist, ob der Ansatz etwa schon des-
halb obsolet ist, weil er längst die gängige Hilfepraxis prägt 
oder ob er Illusion bleiben muss, weil für Wohnungslose der 
Zugang zu Wohnraum mit zunehmend angespannteren Woh-
nungsmärkten versperrt bleibt. Der Beitrag endet mit einem 
Resümee zu beiden Teilen.

Was ist innovativ am Housing-First-Ansatz 
für Deutschland?
Zunächst handelt es sich bei Housing First um mehr als die alt-Housing First um mehr als die alt-Housing First
hergebrachte Erkenntnis, dass man Wohnungslosigkeit ohne 
Wohnung unschwer beenden kann. Vielmehr handelt es sich 
um einen differenzierten Hilfeansatz, bei dem zwar die – weit-
gehend voraussetzungslose und prioritäre – Versorgung mit 
dauerhaft verfügbarem Individualwohnraum ein herausragen-
des Element ist, der aber gerade wegen seiner Fokussierung 
auf Wohnungslose mit vielfältigen und komplexen Problem-
lagen auch entsprechend bedarfsgerechte Hilfen anbietet. 
Und der damit bewiesen hat, dass selbst Wohnungslose mit 

„Doppeldiagnosen“ sehr erfolgreich in Wohnungen integriert 
werden können. Damit gelingt Housing First eine konsequen-Housing First eine konsequen-Housing First
te Zurückweisung des „Wohnunfähigkeits-Paradigmas“ durch 
den praktischen Gegenbeweis. Und dieser Gegenbeweis 
kann sich mittlerweile auf eine nie dagewesene breite Basis 
internationaler Forschungsergebnisse stützen und auf Studi-
en mit den robustesten Methoden, die die Sozial- und Geis-
teswissenschaften aufzubieten haben.
Innovativ vor dem Hintergrund der landläufi gen Praxis ist 
auch der hohe Stellenwert, der im Housing-First-Ansatz der Housing-First-Ansatz der Housing-First
Freiwilligkeit und den Präferenzen der ehemals Wohnungs-
losen (bei der Wohnungswahl, der Einrichtung, der Setzung 
individueller Ziele und bei der Art, dem Inhalt und der Ge-
schwindigkeit der wohnbegleitenden Hilfe) zugeschrieben 
wird. Nur wenn die angebotene Unterstützung als individuelle 
Hilfestellung mit Gebrauchswert erlebt werden kann, kommt 
auch die notwendige Koproduktion zustande, die für das 
Gelingen jeder Dienstleistung konstitutiv ist. Auch die kon-
sequente Verfügbarkeit dieser personenbezogenen Hilfen, 
solange sie benötigt werden, ist – gemessen an der gängigen 
Praxis – ein innovatives Element des Housing-First-Ansatzes. Housing-First-Ansatzes. Housing-First-
Und schließlich ist auch der Anspruch, mit den am stärksten 
ausgegrenzten Wohnungslosen mit einem interdisziplinären 
Hilfeansatz zu arbeiten und dabei auch Menschen mit geleb-
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ten Erfahrungen aufgrund von Sucht und/oder Wohnungslo-
sigkeit als bezahlte Fachleute an den Unterstützungsteams 
zu beteiligen, von innovativem Gehalt.
Nichts davon mag für sich genommen komplett neu sein, aber 
der Behauptung, hier sei „gängige Praxis“ in Deutschland be-
schrieben, kann nur entschieden entgegengetreten werden. 
Auf den Kontrast zur gängigen Praxis wird im Folgenden nun 
näher eingegangen.

Schon Mainstream in Deutschland?
Housing First, Stufensysteme und die gängige Housing First, Stufensysteme und die gängige Housing First
Praxis der Wohnungsnotfallhilfe
Dem Argument, hier werde „alter Wein in neuen Schläuchen“ 
präsentiert, begegnet man nicht nur in Deutschland. Auch im 
angelsächsischen Raum war häufi ger zu vernehmen, das sei 
doch alles schon gängige Praxis (Johnsen/Teixeira 2012). 
Und in der Tat entspricht Housing First ja Trends, die seit Housing First ja Trends, die seit Housing First
Jahrzehnten in der Entwicklung sozialer und gesundheitli-
cher Dienste (z. B. in der Psychiatrie, der Altenhilfe und der 
Jugendhilfe) wirken und auch an der Entwicklung der Woh-
nungsnotfallhilfen nicht spurlos vorbeigegangen sind. Gemeint 
ist eine Tendenz zur Normalisierung der Lebens- und Wohn-
bedingungen, zur Individualisierung, zur Enthospitalisierung 
und zur Dezentralisierung der Hilfen, wie sie auch im Konzept 
der Inklusion zum Ausdruck kommt. Auch in der deutschen 
Wohnungslosenhilfe hat es einen Paradigmenwechsel gege-
ben. Genannt werden kann der Abbau von Einrichtungen und 
Sonderwohnformen, der Ausbau von ambulanten Beratungs-
stellen, von Fachstellen zur Vermeidung und Behebung von 
Wohnungslosigkeit und von persönlichen Hilfen in Wohnun-
gen. Bei Letzteren konnte zumindest für eine gewisse Zeit 
eine Abkehr von ortszentrierten zu personenzentrierten Hilfen 
konstatiert werden, weg vom „Betreuten Wohnen“ und hin zur 
„persönlichen Hilfe in Wohnungen“, bei der sich die Sozial-
arbeit aus der Wohnung zurückzieht, wenn der Hilfebedarf 
nachgelassen hat und nicht der Klient oder die Klientin die 
Wohnung wieder verlassen muss. Allerdings ist hier aufgrund 
der Wohnungsmarktlage, aber auch spezifi scher Trägerinte-
ressen, vielerorts durchaus auch ein „Roll back“ feststellbar, 
auf den noch eingegangen wird.
„Jeder Mensch braucht eine Wohnung“ ist überdies eine viel-Jeder Mensch braucht eine Wohnung“ ist überdies eine viel-Jeder Mensch braucht eine Wohnung
beschworene Formel in der Lobbyarbeit von Verbänden und 
Vereinen, auch in Deutschland und seit Jahrzehnten. Aber 
ist das Primat der Wohnungsversorgung damit auch in der 
Praxis umgesetzt? Das Prinzip „ambulant vor stationär“ ist 
sogar gesetzlich festgeschrieben, und auf den Ausbau von 
Beratungsstellen und von „Betreutem Wohnen“ wurde bereits 
hingewiesen; allerdings fi ndet sich hier auch nicht selten ein 
„Etikettenschwindel“, wenn aus Wohnheimen plötzlich „am-
bulant betreute Wohnformen“ werden.
Akzeptierende Angebote ohne Abstinenzgebot? Es gibt sie: 
Je „niedrigschwelliger“ das Angebot ist, desto verbreiteter 
sind sie. Die Verfügbarkeit wohnbegleitender Hilfen, solange 
sie benötigt werden? Der gesetzliche Anspruch ist da, aber 
wie sieht die Praxis aus? Die Hinweise, dass die Hilfe zur 
Überwindung sozialer Schwierigkeiten ja zielgerichtet und da-
mit „endlich“ sein müsse, sind Litanei, und die Schwierigkei-
ten, eine entsprechende Hilfe über einen Zeitraum von 18 bis 
24 Monaten hinaus verlängert zu bekommen, sind wohlbe-
kannt.
In den 1990er-Jahren hatte das damalige Bauministerium 
sogar ein Forschungsfeld „Dauerhafte Wohnungsversorgung 

von Obdachlosen“ im Rahmen des Experimentellen Woh-
nungs- und Städtebaus aufgelegt, und einzelne Evaluations-
projekte haben den Erfolg von Maßnahmen der Wohnintegra-
tion bestätigt. Mit der folgenden Entspannung am Wohnungs-
markt ist aber auch das Interesse vieler Träger an vergleich-
baren Projekten wieder erloschen.
Einzelne Projekte in Deutschland realisieren tatsächlich we-
sentliche Elemente des Housing-First-Konzepts, ohne sie so Housing-First-Konzepts, ohne sie so Housing-First
zu nennen, aber viele sind es nicht, und die meisten realisie-
ren nicht alle genannten Prinzipien. Genannt werden können 
hier Soziale Wohnraumagenturen, das Projekt „Lebensplätze“ 
in München, das Diakoniewerk Duisburg, die Diakoniestiftung 
Herford, die Kreuznacher Diakonie, die Stadt Bielefeld und 
einige wenige weitere. Im Rahmen der EHAP-Förderung ist 
auch ein kleines Housing-First-Projekt der Diakonie in Gießen Housing-First-Projekt der Diakonie in Gießen Housing-First
entstanden, bei dem sich noch zeigen muss, inwieweit es die 
Prinzipien des Ansatzes implementieren kann.
Aber das „Wohnunfähigkeits-Paradigma“ ist nach wie vor 
weitverbreitet und ein praxiswirksamer „Wiedergänger“, wie 
Stefan Nagel (2016) und Nadine Marquardt (2015 u. 2016) 
jüngst belegreich nachgewiesen haben. Ambulant Betreutes 
Wohnen steht immer noch häufi g am Ende der „Hilfekette“, 
wie in Stufensystemen vorgesehen, und es ist zumeist befris-
tet; zudem fi ndet es immer häufi ger in Trägerwohnungen statt 
ohne Aussicht der „Betreuten“ auf Verbleib in diesen Woh-
nungen.
Bei den viel gepriesenen „differenzierten Hilfesystemen“ ist 
der Stufengedanke allzu häufi g inhärent und wird auch von 
den Kostenträgern vorausgesetzt. Wer viel Hilfe braucht, für 
den ist in aller Regel die stationäre Hilfe vorgesehen, und nur 
eher selten lassen sich Kostenträger auf intensivere ambulan-
te Unterstützung ein. Oft ist auch schon bei der Benennung 
der unterschiedlichen Angebote der temporäre Charakter 
der Versorgung offensichtlich, wie angesichts von gängigen 
Begriffen wie „Aufnahmehaus“, „Übergangswohnheim“, „Trai-
ningsmodule“, „Probewohnen“, „Interimswohnung“ unschwer 
erkennbar ist. Hilfepläne sind sehr häufi g daran orientiert: „… 
erstmal zur Ruhe zu kommen“, „Wohnfähigkeit zu erlangen“ 
etc. Das sind Standardformulierungen, wie wir aus diversen 
Aktenanalysen und der Evaluation von Hilfeplänen wissen. 
Der Behauptung, Stufensysteme in der Wohnungslosenhilfe 
gehörten schon lange der Vergangenheit an, kann übrigens 
auch mit dem Hinweis begegnet werden, dass ein noch heute 
gültiges Positionspapier der BAG W zu psychischen Erkran-
kungen bei wohnungslosen Frauen und Männern genau ein 
solches bei dieser Klientel empfi ehlt. Unter „Wohnformen für 
psychisch kranke Wohnungslose“ heißt es da: „Für psychisch 
Kranke, die lange auf der Straße oder in Übernachtungshei-
men gelebt haben, muss auch eine eventuelle stufenweise 
Reintegration in Wohnraum über sozialpädagogisch beglei-
tete Wohngemeinschaften oder Hotels angedacht werden.“ 
(BAG W, 2006, S. 6)
Gerade in den letzten Jahren ist es wieder zu einem Ausbau 
von „niedrigschwelligen“ Angeboten und Winterquartieren 
gekommen; neue Einrichtungstypen („Hotel/Pension Plus“; 
„Obdach Plus“) wurden propagiert und implementiert; beim 
„Probewohnen“ mit ordnungsrechtlicher Einweisung oder frei-
en Trägern als Zwischenvermietern, das im Einzelfall durch-
aus hilfreich sein kann, kommt es derzeit zu einer geradezu 
infl ationären Ausweitung in sehr vielen Orten der Republik.
Auch eher zugenommen hat in der Praxis die Klage über so 
genannte „Systemsprenger“, auf die die Gerichte neuerdings 

Praxis
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mit Urteilen reagieren, die diese als „nicht unterbringungs-
fähig“ klassifi zieren. Ein vermeintlich extrem hoher Anteil 
psychischer Erkrankungen bei Wohnungslosen wird als Ar-
gument für den Erhalt und Ausbau stationärer Einrichtungen 
verwendet. Dass der Housing-First-Ansatz auf genau diese Housing-First-Ansatz auf genau diese Housing-First
Klientel abzielt, fi ndet kaum Beachtung. Und überhaupt: Eine 
prioritäre (also vorrangige) Versorgung von Wohnungslosen 
mit komplexen Problemlagen in dauerhaftem Individualwohn-
raum und eine entsprechende Negativauswahl bei knappen 
Wohnungsressourcen2 soll gängige Praxis in Deutschland 
sein? Wer das behauptet, muss von der Praxis doch recht 
weit entfernt sein. Leider lässt sich dagegen allzu häufi g ein 
verbreiteter Irrtum bei Funktionären feststellen, dass die Pa-
piere und Empfehlungen der Verbände bereits die Realität in 
der Praxis widerspiegeln.
Es ist auch ein verbreiteter Irrtum der „alten Hasen“ in der 
Wohnungslosenhilfe, dass Erkenntnisse der Vergangenheit 
problemlos auch die Praxis der Gegenwart prägen. Nur weil 
vor Dekaden geschätzte und progressive Führungskräfte 
fortschrittliche Erkenntnisse kundgetan haben, prägen diese 
Erkenntnisse die Hilfepraxis jüngerer Fachkräfte der Sozialar-
beit von heute noch lange nicht.

Ein Blick auf die Wohnungslosenhilfe in 
Stuttgart und in Berlin
Da in der Diskussion um den innovativen Gehalt von Hou-
sing First gerne auf die Ursprünge der ambulanten Hilfen in sing First gerne auf die Ursprünge der ambulanten Hilfen in sing First
Stuttgart verwiesen wird und auch für Berlin die These aufge-
stellt wurde, die Grundprinzipien von Housing First seien dort Housing First seien dort Housing First
bereits gängige Praxis, soll hier in aller Kürze auf die realen 
Verhältnisse in den beiden Städten eingegangen werden. 
Stuttgart hat ein ausgesprochen breites und differenziertes 
System von Sonderwohnformen für Wohnungslose. Laut Stu-
die der GISS (Evers/Ruhstrat 2015) gab es zum Erhebungs-
zeitpunkt dort sieben stationäre Einrichtungen mit 356 Plät-
zen, sieben teilstationäre Angebote mit 268 Plätzen, neun 
Aufnahmehäuser mit 151 Plätzen, Intensiv betreute Wohn-
gruppen mit 30 Plätzen, Ambulant Betreutes Wohnen nach 
§§ 67 ff. SGB XII in unterschiedlichen Wohnformen und nach 
unterschiedlichen Leistungstypen mit 821 Plätzen, Betreu-
tes Übergangswohnen nach § 16a SGB II mit 167 Plätzen, 
Begleitetes Wohnen in eigenem Wohnraum mit 107 Plätzen. 
Darüber hinaus gab es Notübernachtungen in 14 Einrichtun-
gen mit 48 Plätzen plus 81 Plätze in Winternotquartieren. Die 
Zahl der Plätze in Fürsorgeunterkünften und „Interimswoh-
nungen“ für wohnungslose Familien sind dabei noch nicht 
berücksichtigt.
Ganz offensichtlich ist trotz vieler guter Ansätze und eines 
differenzierten Beratungsangebots in Stuttgart Housing First
dort nicht „gängige Praxis“. Vielmehr verfügt ganz offensicht-nicht „gängige Praxis“. Vielmehr verfügt ganz offensicht-nicht
lich Stuttgart über einen besonders ausgeprägten zweiten 
Wohnungsmarkt für Wohnungslose ohne dauerhaftes Bleibe-
recht mit mehr als 1.800 Plätzen bei freien Trägern zuzüglich 
der Plätze in den städtischen Unterkünften und Interimswoh-
nungen zuzüglich kommerzieller Einrichtungen ohne Be-
treuung (Billighotels und Pensionen). Fraglos sind der Woh-
nungsmangel und die Barrieren für Wohnungslose beim Zu-
gang zu Wohnraum (Stichwort Schufa-Anfrage) – nicht nur in 
Stuttgart – zentrale Hürden für eine konzeptionelle Umorien-
tierung. Aber viele der Sonderwohnformen mit zeitlicher Be-
fristung befi nden sich bereits in Wohnungen, die vielleicht 
auch zur dauerhaften Wohnungsversorgung von Wohnungs-

losen genutzt werden könnten, wie es beispielsweise im Fall 
der Bauprojekte der Ambulanten Hilfe Stuttgart geschieht. 
Aber wieso ist die Ambulante Hilfe einer der ganz wenigen 
Träger im gesamten Bundesgebiet und auch in Stuttgart, die 
serienmäßig neuen Wohnraum für Wohnungslose erstellen? 
Und wie steht es im Kontext der hohen Anzahl zeitlich befris-
teter Maßnahmen des Betreuten Wohnens um die Eigeninte-
ressen der Träger? 
Wenden wir den Blick nach Berlin: Es war schwierig, für Ber-
lin halbwegs aktuelle Zahlen zu recherchieren. Aber aus den 
Antworten auf zwei Anfragen im Abgeordnetenhaus3 kön-
nen wir zunächst festhalten, dass dort Ende 2015 von über 
21.000 wohnungslosen Personen ausgegangen wurde, einer 
gegenüber 2012 stark gestiegenen Zahl. Der drastische An-
stieg wird vor allem auf die hohe Zahl anerkannter Flüchtlin-
ge zurückgeführt, die bis dato keine Wohnung gefunden ha-
ben. 2015 befand sich die Mehrheit der behördlich erfassten 
Wohnungslosen in kommunaler/gewerblicher Unterbringung 
(rd. 17.000).
Die Zahl der Personen in betreuten Wohnmaßnahmen nach 
§§ 67 ff. SGB XII hat sich in Berlin über die Jahre kaum ver-
ändert. Laut telefonischer Auskunft der Senatsverwaltung gab 
es auch bei deren Verteilung auf unterschiedliche Einrichtun-
gen und Sonderwohnformen keine wesentlichen Änderungen 
seit 2012, die Zahl lag bei ca. 4.500 bis 4.600 Personen am 
Stichtag. Im Laufe des Jahres 2012 waren nach §§ 67 ff. 
SGB XII (laut Drucksache 17/12964) 319 Personen in Krisen-
einrichtungen, 727 in Übergangshäusern, 694 in Betreutem 
Gruppenwohnen und 468 in Betreutem Gruppenwohnen für 
ehemals Drogenabhängige untergebracht. Für 2.805 Per-
sonen wurden Hilfen im Leistungstyp Wohnungserhalt und 
Wohnungserlangung und für 5.985 Personen im Betreuten 
Einzelwohnen (BEW) bewilligt, wobei berichtet wird, dass 
diese Form des Betreuten Wohnens überwiegend in Träger-
wohnungen stattfi ndet. In der Antwort auf die Anfrage heißt 
es dazu: „So genannte Trägerwohnungen werden zur Durch-
führung von ambulanten Maßnahmen nach §§ 67 ff. SGB XII 
für wohnungslose Leistungsberechtigte vorgehalten. Die Trä-
ger mieten Wohnungen auf dem freien Wohnungsmarkt als 
Hauptmieter an und schließen auf der rechtlichen Grundlage 
des § 549 Abs. 2 Nr. 3 BGB für den Maßnahmezeitraum be-
fristete Untermietverträge mit den Leistungsberechtigten ab. 
(...) Die Wohnungen sind am Ende der Maßnahme von den 
Leistungsberechtigten zu verlassen, um zum einen neuen 
Leistungsberechtigten Plätze anbieten zu können, zum an-
deren, weil Wohnungsgeberinnen und Wohnungsgeber seit 
einigen Jahren überwiegend nicht mehr bereit sind, bei Ab-
schluss der Maßnahme mit den Leistungsberechtigten selbst 
dauerhafte Mietverträge abzuschließen. Die Leistungsbe-
rechtigten bleiben während der Zeit der Maßnahme im Status 
,wohnungslos‘. Sie sind zur Wohnungssuche auf den freien 
Wohnungsmarkt angewiesen und sollen dabei von den Leis-
tungsanbietern im Rahmen der Maßnahme unterstützt wer-
den.“ Wesentliche Merkmale von Housing First sind also auch Housing First sind also auch Housing First
hier nicht gegeben. Die genannte Sonderregelung des BGB 
hebt den Mieterschutz weitgehend auf, der Aufenthalt ist be-
fristet, eine Bleibeperspektive kann nicht entwickelt werden.
Wir sehen auch: Auch wenn die stationäre Versorgung eine 
relativ geringe Rolle spielt, fi nden wir auch in Berlin einen 
„zweiten Wohnungsmarkt“ in erheblichem Umfang, größten-
teils in „ambulanten“ Sonderwohnformen. Wer also behaup-
tet, Housing First sei schon deswegen realisiert, weil es mehr Housing First sei schon deswegen realisiert, weil es mehr Housing First
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„ambulante“ Angebote als stationäre gibt, der möge sich die 
„ambulanten“ Angebote in Berlin und anderswo doch erst ein-
mal genauer betrachten.
Nun haben sowohl Stuttgart als auch Berlin und viele ande-
re Großstädte einen ausgesprochen engen Wohnungsmarkt 
und es fehlt an preiswerten Wohnungen gerade für Alleinste-
hende. Muss die Umsetzung von Housing First also an die-Housing First also an die-Housing First
sem strukturellen Mangel scheitern nach dem Motto: „Hou-
sing First is nice. But where is the housing?“? Wenn nicht sing First is nice. But where is the housing?“? Wenn nicht sing First is nice. But where is the housing?
genügend preiswerter Wohnraum verfügbar ist und wenn der 
Zugang zu den vorhandenen Wohnungen auch noch durch 
negative Schufa-Auskünfte und Vorbehalte von Vermietern 
gegenüber Wohnungslosen erschwert wird, wie soll da der 
Housing-First-Ansatz realisiert werden?Housing-First-Ansatz realisiert werden?Housing-First-

„Housing First is nice, but where is the hou-Housing First is nice, but where is the hou-Housing First
sing?”
Muss Housing First schöne Illusion bleiben, weil Housing First schöne Illusion bleiben, weil Housing First
keine Wohnungen verfügbar sind?
Zunächst ist festzuhalten, dass der Housing-First-Ansatz, so Housing-First-Ansatz, so Housing-First
wie er in diesem Beitrag vorgestellt wurde, erstmals in New 
York sehr erfolgreich realisiert wurde. Und New York hat 
keinen entspannten Wohnungsmarkt! Dennoch, auch viele 
Modellprojekte zur Erprobung von Housing First in Europa Housing First in Europa Housing First
und anderswo haben mit dem Problem des Zugangs zu Nor-
malwohnraum zu kämpfen. Einige von ihnen haben ebenfalls 
„Trägerwohnungen“, aber mit dem wesentlichen Unterschied, 
dass die dort Versorgten so lange bleiben können, wie sie 
möchten, und dass die Wohnungsversorgung auf Dauer an-
gelegt ist.
Die Debatte um Housing First setzt den Zugang zu bezahlba-Housing First setzt den Zugang zu bezahlba-Housing First
rem Normwalwohnraum wieder ins Zentrum der Auseinander-
setzung. Ein weiterer Ausbau des zweiten Wohnungsmarktes 
mit eingeschränktem oder völlig fehlendem Mieterschutz, Be-
treuungsaufl agen und zeitlicher Limitierung des Aufenthalts 
ist keine Lösung, sondern Teil des Problems.
Bei der Wohnungsversorgung von Wohnungslosen gibt es 
mindestens zwei zentrale Probleme. Das eine ist ein quantita-
tives Problem: Die Nachfrage am Wohnungsmarkt übersteigt 
das Angebot, insbesondere bei erschwinglichen Kleinwohnun-
gen. Das andere aber ist ein spezifi sches Zugangsproblem 
(Schufa-Anfragen, Bezahlbarkeit, Ablehnung von Wohnungs-
suchenden mit Unterstützungsbedarf). Wenn Wohnungslo-
sigkeit verringert werden soll, muss insbesondere auch das 
zweite Problem angegangen werden, eine rein quantitative 
Ausweitung des Bestandes reicht dafür nicht aus.
Die Krise durch die Zuwanderung einer großen Zahl von Ge-
fl üchteten hat den ohnehin bestehenden Wohnungsmangel 
verschärft, aber sie hat den Bedarf an zusätzlichem Wohn-
raum auch überdeutlich gemacht und vielerorts gezeigt, was 
geht, wenn politischer Wille vorhanden ist. Aber eine allge-
meine Ausweitung des Wohnungsangebots löst das Problem 
der Zugangsbarrieren für Wohnungslose noch überhaupt 
nicht. Gezielte Maßnahmen zur Versorgung von Wohnungs-
losen mit dauerhaftem Individualwohnraum sind nötig, und es 
gibt zahlreiche Beispiele dafür, wie auch unter ungünstigen 
quantitativen Bedingungen privilegierte Zugänge für Woh-
nungslose zu normalem Wohnraum geschaffen werden kön-
nen. Die bereits erwähnten Bauprojekte der Ambulanten Hilfe 
Stuttgart, die quasi „in Serie“ etwa alle zwei Jahre ein neues 
Wohnhaus erstellt und damit Wohnungslose mit dauerhaftem 
Wohnraum zu regulären Bedingungen versorgt, sind ein po-

sitives Beispiel. Es gibt einige wenige weitere Bauprojekte im 
Bundesgebiet, die ebenfalls von freien Trägern oder in enger 
Kooperation mit ihnen exklusiv für Wohnungslose errichtet 
wurden und ausgesprochen positiv verlaufen sind, so etwa 
in Bielefeld, in Herford, in Hannover und in Hamburg.4 Aber 
warum ist ihre Zahl immer noch so gering? Wieso werden 
nicht mehr Träger in diesem Feld aktiv? Insgesamt sind hier 
deutlich mehr gezielte Anstrengungen notwendig.
Im Weiteren wird eine ganze Reihe weiterer Beispiele für ge-
zielte Maßnahmen zur Versorgung von Wohnungslosen mit 
dauerhaftem Individualwohnraum aufgezeigt.5 Die Aufzäh-
lung ist einerseits sicher nicht vollständig, andererseits ist 
doch auffällig, dass erfolgreich an einigen Orten praktizierte 
Ansätze noch weit davon entfernt sind, bundesweit Wirkung 
zu entfalten:
• Soziale Wohnraumagenturen mit unterschiedlicher Aus-

richtung (z. B. SozPädal Karlsruhe, Neue Wohnraumhilfe 
Darmstadt, Soziale Wohnraumhilfe Hannover)6

• Ausbau und fl ächendeckende Förderung solcher Sozialer 
Wohnraumagenturen (Beispiel Belgien)

• Stiftungsmodelle zum Ankauf und Neubau/Umbau von 
Wohnungen für Wohnungslose (Beispiel Y-Stiftung in 
Finnland)

• Konsequente Nutzung kommunalen Wohnungseigentums 
(Beispiel SAGA Hamburg)

• Stärkeres Engagement von Kirchen (Grundstücke, 
Wohnimmobilien) und freien Trägern (Beispiel AH Stutt-
gart, AWO Reutlingen)

• „Ethische“ Anlage für Kleininvestoren (Beispiel Heimstatt 
Esslingen)

• Umbau von Gewerbeimmobilien und z. B. ungenutzten 
Kirchengebäuden (Beispiel Münster)

• Beim Verkauf städtischer Grundstücke und Baulandent-
wicklung: städtebauliche Verträge mit festen Versorgungs-
quoten für Wohnungslose (Beispiele Bremen, Hamburg, 
z. T. Münster, München)

• Kooperationsverträge mit Wohnungsunternehmen (Bei-
spiel: Geschütztes Marktsegment in Berlin, Hamburger 
Kooperationsvertrag) 

• Stärkere Nutzung privat vermieteter Objekte (Beispiel 
Karlsruhe; Vereinbarungen mit Haus & Grund)

• Beseitigung (oder Verringerung) bestehender Hürden 
(Schufa-Anfrage) und Angebot von Garantien und ver-
lässlichen Ansprechpersonen für die Wohnbegleitung 
(Beispiel: „Wohnen Plus“ in Minden)

• Makleransätze (Vermittlung, ohne selbst zu bewirtschaf-
ten; Beispiele in Leverkusen, Duisburg und vielen anderen 
Städten)

• Unkonventionelle Wohnformen für besonders schwierig 
zu versorgende Wohnungslose (Beispiel „Skæve huse for 
skæve existenser“ in Dänemark)

• Erwerb und vertragliche Festlegung von Belegungs- und 
Besetzungsrechten im Bestand und im Neubau

Die dargestellten Ansätze der gezielten Akquisition von Wohn-
raum für Wohnungslose haben bei aller Unterschiedlichkeit 
eines gemeinsam: Sie verschaffen Wohnungslosen einen 
privilegierten Zugang zu bezahlbarem und angemessenem 
Wohnraum. Der dauerhafte Verbleib in den Wohnungen ist 
gesichert und die Mieterrechte werden nicht eingeschränkt. 
Das unterscheidet diese Projekte – trotz des gesonderten 
Zugangs für die Zielgruppe – auch von den zuvor kritisierten 
Sonderwohnformen des zweiten Wohnungsmarktes.
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Wenn behauptet wird, dass Housing First wegen des Man-Housing First wegen des Man-Housing First
gels an Wohnungen nicht umsetzbar sei, so muss auch ge-
fragt werden, ob denn tatsächlich alles versucht worden ist, 
um trotz der zugegebenermaßen widrigen strukturellen Be-
dingungen Wohnungen für Wohnungslose zu akquirieren.

Resümee
Housing First ist ein vielversprechender Ansatz, um Woh-Housing First ist ein vielversprechender Ansatz, um Woh-Housing First
nungslosigkeit zu verringern, anstatt weiter Wohnungslosig-
keit zu verwalten. Der Ansatz ist in USA und vielfach auch in 
Europa vor allem auf Langzeitwohnungslose mit komplexen 
Problemlagen ausgerichtet und dabei sehr erfolgreich. 
Die Wirksamkeit von Housing First ist international und mit Housing First ist international und mit Housing First
wissenschaftlich robusten Studien vielfach belegt. Zwischen-
zeitlich wird Housing First im Bereich der Suchtkrankenhilfe Housing First im Bereich der Suchtkrankenhilfe Housing First
und der Hilfen für wohnungslose psychisch Kranke auch im 
deutschsprachigen Raum zunehmend als innovativer Ansatz 
rezipiert und verbreitet. Umso erstaunlicher ist es, wie lange 
es dauert, bis der Diskurs über den Ansatz auch in der Fach-
diskussion der deutschen Wohnungslosenhilfe an Bedeutung 
gewinnt. Statt sich zu streiten, ob das eine oder andere auch 
in Deutschland schon gesagt und praktiziert wurde, gilt es, die 
Potenziale von Housing First zu nutzen. Housing First zu nutzen. Housing First
Stufensysteme sind problematisch und haben nicht-intendier-
te negative Effekte: Es sollte deshalb möglichst keinen wei-
teren Ausbau dieser Stufensysteme mit dem Hinweis auf die 
Wohnungsmarktlage geben, sondern im Gegenteil: Trotz der 
widrigen strukturellen Gegebenheiten sollte der Abbau von 
Sonderwohnformen vorangetrieben werden.
Housing First kann und wird nicht das einzige Angebot für Housing First kann und wird nicht das einzige Angebot für Housing First
Wohnungslose sein, eine kleine Gruppe von Wohnungslosen 
bedarf anderer, besonderer Wohnformen, eine größere we-
niger intensiver Unterstützung beim Wohnen. Aber Housing 
First und die rasche Versorgung Wohnungsloser mit Normal-
wohnraum sollten zentrale Elemente jeder Strategie zur Re-
duzierung von Wohnungslosigkeit werden.
Zugang zu Wohnraum für Wohnungslose ist fast überall ein 
zentrales Problem, auch dort, wo Housing First bereits prak-Housing First bereits prak-Housing First
tiziert wird. Die entsprechenden Barrieren zu überwinden 
erfordert gezielte Strategien und die Überzeugung, dass ein 
zweiter Wohnungsmarkt mit Sonderwohnformen keine ver-
nünftige Alternative sein kann. Auch unter schwierigen struk-
turellen Bedingungen gilt es, das Ziel einer Verringerung von 
Wohnungslosigkeit nicht aus den Augen zu verlieren. Dazu 
bedarf es gezielter Strategien auf allen Ebenen (Kommunen, 
Länder, Bund).
Die Versorgung von Wohnungslosen mit normalem und dau-
erhaftem Wohnraum ist nicht nur eine Mengenfrage, sondern 
auch und gerade eine Frage der Verteilung und des Zugangs. 
Um Wohnungslosen einen vorrangigen Zugang zu Wohn-
raum zu ermöglichen, müssen bestehende Instrumente ge-
nutzt und neue entwickelt werden (Stiftungsmodelle, Soziale 
Wohnraumagenturen, städtebauliche Verträge etc.). 
Wenn der Zugang zu Normalwohnraum – gegebenenfalls mit 
wohnbegleitenden Hilfen – Dreh- und Angelpunkt zur Redu-
zierung von Wohnungslosigkeit ist, sind erheblich mehr An-
strengungen zur gezielten Wohnungsbeschaffung für Woh-
nungslose nötig. Der Neubau bezahlbarer Wohnungen ist 
dabei bedeutsam, hilft Wohnungslosen aber nur, wenn er un-
mittelbar mit Belegungsquoten und privilegierten Zugängen 
verknüpft wird. Gebraucht werden gezielte Non-Profi t-Ansät-
ze zur Wohnungsbeschaffung für Wohnungslose, im Neubau 

und viel mehr noch im Bestand.
Flexible und pro-aktive aufsuchende Hilfen sind essentiell zur 
nachhaltigen Reintegration von Wohnungslosen mit entspre-
chendem Bedarf in normales Wohnen und zur Prävention. 
Die Erschließung von dauerhaftem Individualwohnraum für 
Wohnungslose muss viel intensiver und nachdrücklicher ver-
folgt werden als in der Vergangenheit, und zwar nicht nur auf 
Verbandsebene, sondern vor allem und gerade in konkreten 
Initiativen vor Ort.
„Housing First ends homelessness, it‘s that simple“ hat Sam 
Tsemberis geschrieben, aber Vorsicht: Im Englischen gibt es 
einen Unterschied zwischen “simple” (einfach, im Sinne von 
„nicht besonders kompliziert“) und “easy” (einfach, im Sinne easy” (einfach, im Sinne easy
von „leicht machbar“). Man könnte also sagen, „it is simple, 
but not easy to end homelessness.“7 Aber Wohnungslosigkeit 
zu beenden bleibt ein erstrebenswertes und machbares Ziel, 
das in Deutschland und Europa sogar noch größere Chancen 
auf Realisierung hat als in den USA und Kanada, wo es vie-
lerorts vehement verfolgt wird. Der Housing-First-Ansatz und Housing-First-Ansatz und Housing-First
eine Verbesserung der Prävention von Wohnungslosigkeit 
sind dabei von zentraler Bedeutung.

Prof. Dr. Volker Busch-Geertsema 
ist wissenschaftlicher Mitarbeiter der Gesellschaft für innova-
tive Sozialforschung und Sozialplanung e.V. (GISS), Bremen 

und Koordinator des European Observatory on Homeless-
ness

1 Der Beitrag fußt auf zwei Vorträgen, die der Autor bei einer Tagung 
der Liga der Freien Wohlfahrtspfl ege in Baden-Württemberg (Stutt-
gart, 16.11.2016) und einer Fachtagung der BAG W zur Ambulanten 
Wohnungslosenhilfe (Berlin, 28.11.2016) gehalten hat.

2 In den USA erfolgte die Fokussierung von Housing-First-Projekten 
auf die „Chronic homeless people“ auch vor dem Hintergrund von 
Forschungsergebnissen, dass diese Langzeitwohnungslosen übers 
Jahr betrachtet zwar oft nur einen kleinen Teil von weniger als 10 % 
aller Wohnungslosen in den Unterkünften ausmachten, dass sie aber 
nahezu 50 % der jährlich verfügbaren Unterbringungskapazitäten in 
Anspruch nahmen (Kuhn/Culhane 1998) und auch außerhalb des 
Unterbringungssystems hohe Kosten im Justiz- und Gesundheitswe-
sen auslösten. In Europa gehen dänische Untersuchungsergebnis-
se in eine ganz ähnliche Richtung. Auch dort ist der größte Teil der 
Nutzerinnen und Nutzer von Unterkünften dort nur für kurze Dauer, 
während die 16 % Langzeitwohnungslosen über das Jahr 60 % der 
Unterkunftskapazitäten in Beschlag nahmen (Benjaminsen/Andrade 
2015). Für Deutschland kann ebenfalls von einem hohen Anteil an 
Kurzzeitwohnungslosen und einem kleineren und sehr viel schwieri-
ger zu versorgenden Anteil von Langzeitwohnungslosen ausgegan-
gen werden. Es würde also auch hierzulande Sinn machen, diesem 
Personenkreis besondere Aufmerksamkeit zu widmen.

3 Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 17/12964 aus dem Jahr 2013 und 
Drs. 17/18487 aus dem Jahr 2016.

4 Als Belege siehe Scholz et al. (2001), Busch-Geertsema/Ruhstrat 
(1997), Busch-Geertsema (2002), Busch-Geertsema (2014) und 
Busch-Geertsema et al. (2016).

5 Die GISS erarbeitet zurzeit im Auftrag des Sozialministeriums in 
NRW (MAIS NRW) eine Praxishilfe für die Wohnungsnotfallhilfe von 
Kommunen und freien Trägern. Dort werden die unterschiedlichen 
Ansätze weiter präsentiert und erläutert.

6  Für einen Überblick siehe Steffen (2016)
7 Zu den Widrigkeiten der Implementation siehe auch Bullermann et al. 

(2016) am Beispiel eines Umsetzungsversuchs in Berlin.
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Familien in Wohnungsnot – 
eine neue Herausforderung für die Hilfen nach § 67 SGB XII 

Ingo Bullermann / Hartmut Heidt / Sara Janina Zielke

Von Wohnungslosigkeit bedroht oder betroffen zu sein, wird 
klassischerweise als ein Problem alleinstehender, überwie-
gend männlicher Personen wahrgenommen. In Berlin hat 
nicht zuletzt die angespannte Lage am Wohnungsmarkt dazu 
geführt, dass sich zunehmend auch Familien mit diesem Pro-
blem konfrontiert sehen – d. h. Haushalte mit Kindern, d. h. 
häufi g Alleinerziehende und d. h. besonders häufi g alleiner-
ziehende Frauen.
Vor diesem Hintergrund hat die Qualitätsgemeinschaft Soziale 
Dienste e. V. (QSD) eine verbandsübergreifende Befragung 
zur Betreuung von Familien in den Hilfen zur Überwindung 
besonderer sozialer Schwierigkeiten (gemäß § 67 SGB XII) 
durchgeführt.
Wir stellen hier die Ausgangslage und die damit verbundenen 
Herausforderungen, die Befragung, ihre Ergebnisse und un-
sere Schlussfolgerungen vor.

Aktuelle Ausgangslage
Sozialrechtlich darf davon ausgegangen werden, dass Per-
sonen, die mit Kindern im Haushalt leben, einen Anspruch 
auf Hilfen gemäß § 67 SGB XII haben, wenn entsprechen-
de Bedarfe vorliegen sowie keine vorrangigen und bedarfs-
deckenden Hilfen zur Verfügung stehen. Zu diesem Komplex 
verweisen wir gerne auf den Beitrag von Michael Braun in der 
Ausgabe Nr. 1/2017 der Zeitschrift wohnungslos.

Als vorrangig sind vor allem die Hilfen nach dem SGB VIII 
und hier als stimmigste Maßnahme die Sozialpädagogische 
Familienhilfe nach § 31 SGB VIII zu berücksichtigen; diese 
beinhaltet allerdings weder die Unterstützung zur Erlangung 
existenzsichernder Leistungen, wie sie bei Wohnungsnotfäl-
len gewöhnlich notwendig ist, noch die Unterbringung in einer 
Trägerwohnung, die bei unabwendbarem Verlust des bishe-
rigen Wohnraumes meistens angestrebt wird. Ausdrücklich 
lässt die Gesetzgebung daher den Einsatz verbundener Hil-
fen zu, die sich zur Bedarfsdeckung des Einzelfalles ergän-
zen sollen (§ 2 Abs. 3 Satz 3 der DVO zu § 69 SGB XII). 
Darüber hinaus sind die Hilfen nach § 67 SGB XII gesetzlich 
als „Auffangnetz“ in besonderen sozialen Schwierigkeiten 
ausgestaltet. Sie sollen mit weniger weitreichenden Vorbedin-
gungen wirksam werden und insbesondere auch Personen 
erreichen, die nicht eigenständig Leistungen und Hilfen bei 
den zuständigen Behörden nachfragen.1

Es gehört daher zu den Merkmalen der Hilfen nach 
§ 67 SGB XII, dass bei ihnen auch Personen um Hilfe nach-
suchen, bei denen sowohl komplexe Bedarfslagen zu klären 
als auch vorrangige bzw. ergänzende Beantragungen zu un-
terstützen sind. Werden vorrangige Leistungen nicht realisiert, 
bedeutet dies allerdings keinen Verlust des Anspruches auf 
die Hilfe nach § 67 SGB XII mit ihrem spezifi schen Leistungs-
profi l. Die entsprechenden Einrichtungen und Dienste betreu-
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Die »Hilfen in Wohnungsnot-
fällen«, in der Praxis eher als 
Wohnungslosenhilfe oder Ob-
dachlosenhilfe bekannt, spie-
len leider immer noch eine Ne-
benrolle in der Sozialen Arbeit. 
Auch in den Sozialwissenschaf-
ten, ob Soziologie, Psycholo-
gie oder Ökonomie, sucht man 
in Deutschland oft vergeblich 
nach Aufsätzen oder Monogra-
phien zum Thema Wohnungs-
losigkeit oder Prävention von 
Wohnungslosigkeit. Insbeson-
dere gibt es für Praktikerinnen 
und Praktiker in den Einrich-
tungen und Diensten der Frei-
en Wohlfahrtspfl ege und der 
öffentlichen Verwaltung kein 
umfassendes Handbuch, das 
sich mit der praktischen Orga-
nisation der Hilfen vor Ort be-
schäftigt. Dies gilt auch für die 
kommunale Sozialplanung, die 
bislang im Bereich der Hilfen 
in Wohnungsnotfällen nur sehr 
sporadisch aktiv ist.
Diese Lücke wird mit diesem Handbuch geschlossen. Es richtet 
sich nicht nur an Praktikerinnen und Praktiker der Hilfe und So-
zialplanung, sondern ebenso an Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler, Lehrende und Studierende in der sozialen Arbeit 
oder in den Sozialwissenschaften.
Letztere entdecken vielleicht bei der Lektüre, welch breites For-
schungsfeld im Rahmen der Armutsforschung und -berichterstat-
tung sich hier auftut und entschließen sich hoffentlich, die Lü-
cke, die zwischen dem Stand der internationalen Forschung zu 
»Homelessness« und dem Stand der Forschung zu Wohnungs-
losigkeit in Deutschland besteht, zu schließen. Die Praktikerin-
nen und Praktiker mögen entdecken, dass in ihrer Gemeinde 
professionelle Hilfeangebote auf hohem Niveau gänzlich fehlen 
oder zumindest große Lücken aufweisen und werden vor Ort 
praktisch initiativ. 

Das wünschen sich die Autoren, denn, so Herausgeber Dr. Tho-
mas Specht im Vorwort des Buches: „Die von Wohnungslosigkeit 
bedrohten und die wohnungslosen Menschen in Deutschland 
hätten mehr Aufmerksamkeit und Engagement weit über die Hil-
fen in Wohnungsnotfällen hinaus nötig.“
Das Handbuch deckt ein breites Spektrum von Themen ab: Im 
Abschnitt »Hilfesystem« des Handbuchs geht es um die Bestim-
mung der wesentlichen Koordinaten eines Hilfesystems für Woh-
nungsnotfälle, um dessen Position, Funktion und Leistungsbe-

reiche besser zu verstehen. 
Nur so kann der Gesamtzu-
sammenhang eines lokalen 
Hilfesystems erschlossen 
werden, um die Wirkungswei-
se der Teile und die Dynamik 
des Ganzen zu begreifen. 
Deshalb werden zunächst die 
programmatischen Grundla-
gen der Hilfe in Wohnungs-
notfällen abgeleitet und erläu-
tert. Darauf aufbauend wird 
die typische institutionelle 
Gestalt eines Hilfesystems in 
Wohnungsnotfällen dargelegt. 
Der Abschnitt schließt damit 
ab, dass die Entwicklung inte-
grierter lokaler Hilfesysteme 
als eine Aufgabe kommunaler 
Sozialpolitik dargelegt wird.
In den Kapiteln des nächs-
ten Abschnitts »Lokale Ent-
wicklungsstrategien« geht es 
um hilfesystemische, d. h. 
übergreifende Strategien, 
die das Potenzial haben, die 
grundlegenden Hilfeansät-
ze, -strukturen und -abläufe 
zu optimieren. Diese reichen 
von der Sozialplanung über 
Statistik und Dokumentation 
bis hin zum Gender Main-
streaming. Gemeinsam ist 

diesen Interventionsstrategien ihr die einzelnen Hilfeangebote 
übergreifender Charakter. 
Die Darstellung des Folgeabschnitts »Lebenslagen und allgemei-
ne Hilfeansätze« konzentriert sich auf die typischen Lebenslagen, 
in denen sich die Nutzer und Nutzerinnen des Hilfesystems für 
Wohnungsnotfälle befi nden. Allgemeine Hilfeansätze sind solche 
Hilfeansätze und -maßnahmen, die sich dem Grunde nach auf 
alle Wohnungsnotfälle richten können, also Maßnahmen in den 
Feldern Arbeit, Wohnen, Notversorgung, Gesundheit etc.
Das Buch schließt mit der Darstellung spezifi sche Hilfeansätze: 
Unter spezifi schen Hilfeansätze verstehen die Autorinnen und 
Autoren solche Hilfeansätze und -maßnahmen, die sich nur auf 
eine Teilgruppe (Zielgruppe) der Wohnungsnotfälle richten. Spe-
zifi sche Hilfeansätze setzen die allgemeinen Hilfeansätze voraus 
und beschreiben, was zusätzlich für bestimmte Gruppen geleis-
tet werden muss.




